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Seit Jahrzehnten kämpfen wir
und unsere Vorgänger um höhere
Zahlen für Neueinstellungen. Seit
Jahren weisen wir auf die Folgen ei-
ner verfehlten Einstellungspolitik
hin. Folgen für die Bremer Bürgerin-
nen und Bürger, Folgen für die hoch
belasteten Polizeibeschäftigten,
seien sie Tarifbeschäftigte oder im
Vollzugsbereich.

Die Polizeien in Bremen und Bremer-
haven haben unter großen Anstrengun-
gen eine Reform auf die Beine gestellt,
die kein anderer Bereich im öffentlichen
Dienst bislang vollzogen hat.

Eine Reform, die bis an die Schmerz-
grenze ging. Eine Reform, zu der auch die
Politiker erklärten, dass die Stellenziel-
zahl von 2600 nicht unterschritten wer-
den darf, ohne dass es unabsehbare Fol-
gen für die Polizei hat. Damit haben die
Polizeien des Landes Bremen Vorleis-
tungen erbracht, die bislang wenig hono-
riert wurden.

Umso weniger ist zu verstehen, was
sich in den letzten Wochen und Monaten
abspielte.

Kurzer Blick in die
Vergangenheit

2005 beschloss die Große Koalition
(SPD und CDU) ein Sparprogramm für
den öffentlichen Dienst. Unter anderem
war geplant, für die Jahre 2005 und 2006
lediglich 25 Polizeianwärter einzustellen.
Zwar wurden es dank unserer Proteste 38
statt 25 Neueinstellungen. Doch das
reichte uns nicht aus.

Daher nutzten wir im Vorfeld der Bür-
gerschaftswahl 2007 unsere politischen
Möglichkeiten, immer wieder auf das
Personalproblem hinzuweisen. So gelang
es uns, die Koalitionäre von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen von der Perso-
nalnot der Bremer Polizei zu überzeugen.
Die neue Koalition beschloss 2007 in ih-
rem Koalitionsvertrag, für die folgende
Legislaturperiode pro Jahr 78 Neuein-
stellungen vorzunehmen. Der auf Innen-
senator Willi Lemke folgende Ulrich

Mäurer ließ sich durch die GdP davon
überzeugen, dass 78 Neueinstellungen
pro Jahr für eine Entlastung der Polizei-
beschäftigten nicht ausreichen würden.
So folgten 100 Neueinstellungen für das
Jahr 2009 und 120 für das Jahr 2010.
Gleichzeitig verabredeten die Koalitio-
näre auch für das Jahr 2011 weitere 120
neue Kolleginnen und Kollegen einzu-
stellen.

Föderalismusreform II
fordert Einsparungen auch

im Bereich der Polizei

Doch im März dieses Jahres verab-
schiedete der Senat auf einer Klausurta-
gung ein Papier zur Umsetzung der Föde-
ralismusreform II. Darin konnte man
nachlesen, dass im öffentlichen Dienst
950 Stellen einge-
spart werden sollten.
Gleichzeitig machte
die Finanzsenatorin
deutlich, auch auf
unserem Landesde-
legiertentag, dass die
Polizei von Einspa-
rungen nicht ausge-
nommen werden
kann.

Das setzte Finanz-
senatorin Karoline
Linnert schließlich
um in ihrer Senats-
vorlage für die Aus-
bildungsplanung des
Jahres 2011. Statt
der vorgesehenen
120 Neueinstellun-
gen halbierte sie die Zahl auf 60 (49 für
die Stadt Bremen und elf für Bremerha-
ven).

In einer ersten Stellungnahme kriti-
sierte die GdP dieses Vorhaben stark. In-
nensenator Ulrich Mäurer hatte sich ur-
sprünglich auch für eine Größenordnung
von 120 Neueinstellungen eingesetzt. Er
konnte sich jedoch nicht durchsetzen und
einigte sich mit der Finanzsenatorin auf
eine Kompromissformel. In diesem Jahr
sollte es eine feste Zusage für 60 Einstel-
lungen geben und in 2011 wollte man sich
nach den Bürgerschaftswahlen über eine

weitere Tranche von 60 unterhalten. Ein
Passus in einer ersten Vorlage, aus der
man eine Wiedereinführung des mittle-
ren Dienstes bei der Polizei herauslesen
konnte, wurde allerdings auf Interventi-
on der GdP entfernt.

Bereits Erreichtes muss ein
zweites Mal erkämpft werden

Damit ließ es die GdP nicht bewenden.
Neben unseren politischen Gesprächen
banden wir intensiv die Öffentlichkeit
ein. Unsere Position war klar: Das Vor-
haben, über eine weitere Rate von 60
Neueinstellungen nach den Bürger-
schaftswahlen reden zu wollen, werteten
wir als eine reine Absichtserklärung, die
weder für die Bewerber noch für die Poli-
zeien des Landes Bremen als verlässlich

wahrgenommen werden würde. Folge
wäre, dass sich gute Bewerber in Rich-
tung anderer Bundesländer orientieren.

Darüber hinaus kam das Vorhaben der
Finanzsenatorin und des Senats zu einer
Zeit, die mehr als deutlich machte, wie
belastet die Kolleginnen und Kollegen
sind. Die auf den Tag der Deutschen Ein-
heit und dem Castor-Transport folgende
Terrorwarnung unterstreicht unsere
Auffassung. Nicht nur, dass die Über-
stundenzahlen für den Einheitstag und

Und sie bewegt sich doch ...
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Bereits 2006 bangten junge Menschen um ihre Einstellung in die
Polizei.
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dem Castor die Schallmauer von 300 000
auf 330 000 durchbrechen ließ, die Ter-
rorwarnung fiel in den Beginn der Bre-
mer und Bremerhavener Weihnachts-
märkte, die für sich genommen schon ein
Rückfahren von Personal in etlichen Be-
reichen erforderlich machten, um die
Umfeldkriminalität dieser Märkte zu be-
kämpfen.

Gleichzeitig blieb die Intensität der
Alltagsarbeit auf dem gewohnt hohen Ni-
veau, ob in den Kommissariaten, auf der
Straße oder in den Querschnittsberei-
chen.

Das, so stellten wir öffentlich fest, wird
sich auch in den nächsten Jahren nicht än-
dern. Bliebe es also bei dem Vorhaben
des Senats, käme es mittel- bis langfristig
zu weiteren schweren Einschnitten in die
Sicherheitsarchitektur des Landes Bre-
men.

Politische Reaktionen durch
öffentliche Diskussion

Aufgeschreckt durch die öffentliche
Diskussion um die Einstellungszahlen
kam Bewegung in die politische Land-
schaft. Der Fraktionsvorsitzende der
SPD, Björn Tschöpe, kritisierte in einem
Artikel des Weser-Kurier das Vorhaben
des Senats. Der innenpolitische Sprecher
der CDU, unser Kollege Wilhelm Hin-
ners, beantragte eine aktuelle Stunde in
der Bürgerschaft.

Als GdP gingen wir noch einmal in in-
tensive Gespräche mit den Fraktionsvor-
sitzenden von SPD und Grünen, den in-
nenpolitischen Sprechern und dem In-
nensenator.

Dabei unterstrich die SPD-Fraktion,
auch weiterhin an der ursprünglich ver-
einbarten Einstellungszahl von 120 fest-
halten zu wollen. Dieses Signal kam
schließlich auch von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. In gemeinsamen Ge-
sprächen vereinbarten sie, den Senat zu
einer entsprechenden Änderung der
Vorlage zu veranlassen. Über den Fort-
gang der Entwicklung wurde der Landes-
vorsitzende laufend informiert. Schließ-
lich unterrichtete der SPD-Fraktionsvor-

sitzende die GdP darüber, dass die Se-
natsvorlage in unserem Sinne positiv ver-
ändert wurde.

GdP begrüßt
Entscheidung pro 120

Als GdP begrüßen wir es, dass sich die
genannten Parteien im Sinne der Be-
schäftigten der Polizeien im Lande Bre-
men für eine Einhaltung der ursprüngli-
chen Zusagen eingesetzt haben.

Dennoch halten wir fest, dass die jetzt
beschlossenen Einstellungszahlen leider
nur den personellen Status quo aufrecht
halten, mit all seinen negativen Begleiter-
scheinungen. Um eine Entlastung der Po-
lizeibeschäftigten zu erreichen, dürfen
wir die Stellenzielzahl von 2600 in Bre-
men und 487 in Bremerhaven nicht aus
den Augen verlieren. Um das zu errei-
chen, wäre es notwendig, die doppelten
Abiturjahrgänge der nächsten Jahre zu
nutzen. Unsere Forderung kann da nur
lauten, 200 plus jährlich einzustellen, um
langfristig die Stellenzielzahl von 3087 für
das Land Bremen zu erreichen.

Horst Göbel
Landesvorsitzender
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Redaktionsschluss für die Februar-
Ausgabe 2011, Landesjournal Bremen,
ist der 10. Januar 2011.

Artikel bitte mailen an:
Ahlersbande@t-online.de

TERMIN

Auftrag erfüllt!

Heinfried Keithahn hatte gut vorgear-
beitet und schlüssige Begründungen ge-
schrieben. Trotzdem, die Delegierten des
Bundeskongresses waren kritisch, so
mancher der insgesamt 224 Anträge fiel
durch.

Auch zwei Bremer Anträge bedurften
einer persönlichen Begündung am Mi-
kro, um der Empfehlung der Antragsbe-
ratungskommission zu widersprechen
und die Delegierten zur Annahme des
Antrages zu bewegen.

Wie schon in der Überschrift erkenn-
bar: Auftrag erfüllt. Unsere Anträge
wurden angenommen, der Bundesvor-
stand muss sich also mit unseren Forde-

rungen beschäftigen und versuchen, die-
se umzusetzen.

Das war in kurzer Zusammenfassung
der Arbeitsanteil am Bundeskongress. In
den drei Kongresstagen gab es natürlich
noch einen offiziellen Teil mit Ehrungen,
Verabschiedungen und mehreren teils
beachtenswerten Reden.

Der Bundeskongress 2010 schrieb
schon ein klein wenig Geschichte. Im-
merhin verabschiedeten die Delegierten
nach zehn Jahren unseren Bundesvorsit-
zenden Konrad Freiberg und wählten
Bernhard Witthaut aus Niedersachsen
zum neuen Bundesvorsitzenden der Ge-
werkschaft der Polizei.

Mit einem klar umrissenen Auftrag begab sich die kleine Bremer Dele-
gation auf den Weg zum Bundeskongress nach Berlin. Unser Landesdele-
giertentag 2010 hatte einstimmig mehrere Anträge beschlossen, deren
Umsetzung in die Zuständigkeit des Bundes fällt und folgerichtig vom
Landesvorstand Bremen als eigene Anträge in Berlin eingebracht wurden.
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Politiker unterstreichen
Bedeutung der GdP

Die Bundespolitik nimmt Kenntnis
von einem Bundeskongress der GdP.
Sprach noch vor vier Jahren die Bundes-
kanzlerin Angela Merkel zu den Dele-
gierten, gaben sich zur Verabschiedung
von Konny Freiberg und Begrüßung von
Bernhard Witthaut der amtierende In-
nenminister Dr. Thomas de Maizière, der
Vorsitzende der SPD, Siegmar Gabriel,
und der Bundespräsident Christian Wulff
die Ehre. Da fragt man sich, ob wir in vier
Jahren gar den amerikanischen Präsiden-
ten empfangen.

Doch Spaß beiseite, diese Form von
Wertschätzung der Politik für die gute
und auch in schweren Zeiten immer noch
erfolgreiche Arbeit der GdP tut gut. Sie
unterstreicht die Anerkennung der GdP
im politischen Räderwerk unserer De-
mokratie als Verhandlungspartner auf
Augenhöhe. Das kann nicht jede Ge-
werkschaft für sich in Anspruch nehmen.

Als weitere Redner traten auf: Senator
für Inneres Berlin, Dr. Eberhart Körting,
der DGB-Vorsitzende Michael Sommer
und natürlich der alte und der neue Bun-
desvorsitzende der GdP. Wir wollen an
dieser Stelle nicht die Inhalte der doch
längeren Reden wiedergeben, aber eini-
ge Zitate sind erwähnenswert:

„Rhetoriktarzan“
Konrad Freiberg zu einigen Auftritten

des Vorsitzenden der DPolG.

„Der Aufforderung zur beiderseitigen
Deeskalation ist eine Absage zu erteilen.
Die Polizei geht nicht mit dem Ziel der
Gewaltausübung in den Demonstrati-
onseinsatz!“

Dr. Thomas de Maizière zu Forderun-
gen anderer Parteien.

„Wer erhöhten Krankenstand in der
Polizei nicht merkt, der muss eine Horn-
haut auf der Seele haben!“

Konrad Freiberg zum Thema Perso-
nalkürzungen.

„In der Polizei ist kein Platz für par-
teipolitische Spielchen.“

Siegmar Gabriel

„Die innere Sicherheit ist und bleibt
Sache der Polizei. Sie darf niemals Sache
der Bundeswehr oder sonstiger Organi-
sationen werden.“

Michael Sommer zum Einstz der Bun-
deswehr im Inneren.

„Wir sind nicht im Krieg!“
Siegmar Gabriel zum gleichen Thema.

„In Deutschland gilt die Stärke des
Rechts und nicht das Recht des Stärke-
ren. Und das verdanken wir der Polizei.“

Bundespräsident Wulff

„Es gibt nicht nur eine Parallelgesell-
schaft im Berliner Stadtteil Kreuzberg,
es gibt sie auch im Frankfurter Banken-
viertel.“

Michael Sommer zur Finanzkrise.

„Es gibt als Staat, wenn man Geld
sucht, andere Quellen als die Lohntüten
ihrer Dienerinnen und Diener!“

Michael Sommer zu den Sparmaßnah-
men in der Polizei.

Aus der Rede des Berliner Innense-
nators lohnt sich kein Zitat. Er hat genug
mit der Durchsetzung seiner Kennzeich-
nungspflicht der Berliner Polizei zu tun.
Hier bietet sich als Zitat nur die Reaktion
der Delegierten an: „Buuuh!“

Wolfgang Ahlers
Landesredaktion
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Die Bremer Delegation v. li. n. re.: Klaus Brüns, Dr. Claudia Albrecht-Sautter, Axel Kniefs,
Dierk Stahl, Heinfried Keithahn, Heike Rensch, Horst Göbel, Rolf Oehmke, Harry Kuck. Es
fehlt auf dem Bild Reiner Wöbken, die Antragsberatungskommission hielt ihn vom Fototer-
min ab. LANDESREDAKTION

Redaktionszeiten

2011

Nachstehend geben wir die Termi-
ne für den Redaktionsschluss 2011 des
Landesjournals Bremen bekannt:

Einsendeschluss für Beiträge

im Monat ist der:
Februar: 10. Januar 2011
März: 7. Februar 2011
April: 14. März 2011
Mai: 8. April 2011
Juni: 9. Mai 2011
Juli: 6. Juni 2011
August: 11. Juli 2011
September: 8. August 2011
Oktober: 12. September 2011
November: 10. Oktober 2011
Dezember: 7. November 2011
Januar 2012: 5. Dezember 2011

Texte bitte als Worddokument mit
automatischem Zeilenumbruch.

Artikel mailen an:
Ahlersbande@t-online.de
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Der Artikel basiert auf den eigenen
Erfahrungen der beiden Autoren sowie
auf Erfahrungen von eingesetzten Kolle-
gen, mit denen Gespräche im und nach
dem Einsatz geführt wurden. Ergänzt
wird das Ganze durch ein Interview mit
Polizeidirektor Kai Ditzel, das wir zeit-
nah zum Einsatzende am 18. 11. 2010
führten.

Am Donnerstag, dem 4. 11. 2010,
reisten wir, die Bremer Einsatzhundert-
schaft (Züge 231, 222, 232 BFE und
TEE), im Wendland an und bezogen die
wieder ins Leben gerufene Kaserne in
Bad Bodenteich. Hier erwarteten uns
trotz Zusage der niedersächsischen Kol-
legen Betten mit schlichten Matratzen
ohne Decken und Kissen. Die Kollegen

mussten sich großenteils extra private
Schlafsäcke kaufen, um den Einsatz
wahrnehmen zu können.

In Bereitschaft warteten wir auf unse-
ren ersten Einsatz. Unter uns befanden
sich viele „Castorneulinge“, die keine
Vorstellung davon hatten, was sie in den
nächsten Tagen erwarten würde. Der
Freitag wurde bestimmt durch langes

Castoreinsatz November 2010
„Auf das Beste hoffen und auf das Schlimmste vorbereitet sein!“

LANDESJOURNAL Bremen

JUNGE GRUPPE

GdP-Phone jetzt
auch in Bremen

Kostenloses Telefonieren mit Kolle-
ginnen und Kollegen, mit den Part-
nern, Kindern und Angehörigen,

dazu noch kostenlos ins Festnetz und kei-
ne Grundgebühr; es erscheint einem fast
zu unwirklich, um wahr zu sein. Da muss
es doch einen Haken geben.

Wir können euch beruhigen, es gibt
keinen, es geht alles mit rechten Dingen
zu.

Es ist das neue aktuelle Angebot für
GdP-Mitglieder in Bremen. Nachdem in-
zwischen neun Landesbezirke das GdP-
Phone eingeführt haben, sind wir in Bre-
men der zehnte Partner des GdP-Sozial-
werks Sachsen.

Die Informationsbriefe sind inzwi-
schen an euch verteilt oder auf dem Weg
zu unseren Mitgliedern. Die meisten Fra-
gen dürften in den Unterlagen beantwor-
tet sein. Wer dennoch mehr wissen möch-
te, kann sich an seinen Fachgruppenvor-
stand oder direkt an die Hotline beim So-
zialwerk Sachsen wenden. Die Mitarbei-
terinnen dort beantworten geduldig jede
Frage.

Übrigens: Wir haben das günstigste
iPhone 4 (16 GB) überhaupt. Informie-
ren und vergleichen lohnt sich.

Landesredaktion 4

„Dieser Einsatzgrundsatz sollte vor jedem Großeinsatz berücksichtigt
werden. Denn man weiß nie, was einen im Einsatz erwartet.“ Diesen Leit-
spruch schreibt der stellvertretende Leiter der Bereitschaftspolizei,
PD Kai Ditzel, für jeden Großeinsatz auf die Fahnen. Abgesehen von der
höchsten Priorität, dass sich kein Beamter verletzt, steht dieser Leit-
spruch sehr weit oben. Vor jeder Einsatzplanung und Einsatzdurchführung
spielen diese Grundsätze eine tragende Rolle. Das sollte sich auch dieses
Jahr im Wendland zeigen.

Jetzt
auch

in
Bremen
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Warten auf einem Parkplatz in Hitz-
acker. Der angemeldete Lampionumzug,
eine der ersten Veranstaltungen im
Wendland, verlief ruhig.

Der Samstagmorgen begann mit Stra-
ßenkontrollen in Hitzacker. Keine De-
monstranten sollten in die Nähe der Glei-

se gelangen. Ein massives „Schottern“
(Unterhöhlen des Gleisbettes durch Ent-
nahme von Schotter) und lange Sitzblo-
ckaden sollten verhindert werden. Im
Anschluss an die Straßenkontrollen wur-
den die meisten Bremer Kräfte für Ver-
kehrskontrollen eingesetzt. Ziel war es,
potenzielle Störer (Traktoren) zu stop-
pen und nicht an die Gleise oder wichtige
Zufahrtsstraßen gelangen zu lassen.
Hierbei wurden zehn Traktoren kontrol-
liert, die später eine wichtige Rolle spie-
len sollten. Aufgrund der Tatsache, dass
in vergangenen Einsätzen nur mangelnde
Berichterstattung über Blockadeaktio-
nen stattfand, konnte keine dahingehen-
de Gefahrenprognose erstellt werden,
die ein Stoppen und Stilllegen der Trak-
toren gerechtfertigt hätte. Frustriert und
mit der Gewissheit sie wiederzusehen,
mussten wir die Traktoren weiterfahren
lassen.

Sitzblockade statt Mahnwache

Dasselbe passierte beim Anhalten von
ca. 300 Personen, die uns auf dem Weg zu
einer Mahnwache deutlich aufgebracht
entgegentraten. Diese konnten nur unter
Androhung von MES-Einsatz zurückge-
halten werden. Nach ca. 15 Minuten kam
jedoch die Anweisung, die Personen pas-
sieren zu lassen. Für uns eine absolut un-
begreifliche Situation in diesem Moment.
Später erklärte Kai Ditzel, dass diese
Entscheidung auf dem Versammlungs-
recht beruhe, da die angemeldeten
Mahnwachen durch dieses Recht ge-
schützt seien. Mit Beendigung der Ver-

kehrskontrollen ging es für uns gegen 12
Uhr zu einer Sitzblockade auf den Glei-
sen bei Harlingen, an der bereits ca. 1800
Personen teilnahmen (interessanterwei-
se auch die 300 Personen, die doch zu ei-
ner Mahnwache wollten). Das besetzte
Gleisstück befand sich mitten im Wald in

einer Senke (ca. 6 m
hohe steile Wälle
rechts und links),
und der Castor hat-
te keine Möglich-
keit eine Ausweich-
strecke zu nutzen.
Der Zug musste die-
ses Stück passieren,
egal wann und wie.

Wir lösten Ab-
sperrkräfte aus
NRW ab, die zu die-
sem Zeitpunkt be-
reits über 37 Stun-
den Dienst hinter
sich hatten. Als wir

das hörten, dämmerte uns, was uns be-
vorstand. Die folgenden sechs Stunden
auf dem Gleis waren geprägt von Unge-
wissheit über den weiteren Verlauf und
der dubiosen Klampfenmusik der De-
monstranten. Dennoch ergaben sich auch
angenehme Gespräche mit den friedli-
chen Gleisbesetzern.

Währenddessen trafen immer wieder
neue bruchstückhafte Informationen
über Ausschreitungen und Angriffe auf
Polizisten ein. Ein Gefühl von Unsicher-
heit machte sich bei vielen breit. Die Fra-
ge, ob uns dies hier auch widerfahren
könnte, war ein stetiger Begleiter.

Mit Einsetzen der Dunkelheit und
merklicher Zunahme von unfriedliche-
ren Personen in der Blockade wurde un-
ser Standort aufgegeben und auf den an-
liegenden Wall verlegt. Der Zulauf an
Personen wuchs stetig an. Vielen von uns
drängte sich die Frage nach dem Sinn und
Zweck unserer Aufgabe auf. Nicht nur
die zahlenmäßige Unterlegenheit, son-
dern auch die Dunkelheit machten Maß-
nahmen unmöglich.

Nach zehn Stunden immer
noch keine Verpflegung

Mittlerweile waren zehn Stunden vor
Ort vergangen und immer noch nichts
von den Versorgern zu sehen. Aussagen
wie: „Ich brauche etwas zu essen oder zu
trinken“, „Mir ist schwindlig“, „Es ist so
schweinekalt“ oder „Ich kann nicht mehr
lange“ häuften sich in den Reihen der
Einsatzkräfte vor Ort. Erst kurz nach 22
Uhr trafen diese bei uns ein. Nach der

langen Zeit war die Gulaschsuppe ein
wahrer Genuss. Nicht jedoch für die mus-
limischen Kollegen unter uns. Da die
Suppe Schweinefleisch enthielt, mussten
diese mit trockenem Brot und Schokola-
denresten vorlieb nehmen. Nach der kur-
zen Stärkung ging das Stehen weiter.
Nicht jedoch für die Fahrzeugführer.
Diese irrten stundenlang durch die Ge-
gend, um einen Anfahrtsweg zu uns zu
finden. Unter anderem zehn (uns wohl-
bekannte) Traktoren blockierten die Zu-
fahrtsstraßen.

Toiletten für Kolleginnen –
Fehlanzeige!

Doch nicht nur die Versorgung war
ein Problem. Vor allem die Kolleginnen
hatten sich mit der Problematik der
Entsorgung herumzuschlagen. So war
die Wahl vorhanden, den Kollegen den
blanken Hintern zu zeigen oder so weit
in den Wald zu gehen, dass die Gefahr
bestand, von Störern überrascht zu wer-
den.

Mittlerweile war es 4.00 Uhr morgens.
Wir waren nunmehr 22 Stunden im
Dienst. Seit 12.00 Uhr mittags standen
wir auf den Beinen ohne Möglichkeit,
sich kurz hinzusetzen. Es wurde aus die-
sem Grund nach der Einsatztauglichkeit
der einzelnen Kollegen gefragt. Wer sich
nicht mehr in der Lage fühle Dienst zu
versehen, der könne zur Kaserne ver-
bracht werden. Hierauf meldete sich je-
doch keiner. Das Ansehen vor der Grup-
pe und das Gefühl, die Kollegen im Stich
zu lassen, waren wohl die Hauptursachen
dafür.

Eine Dresdner BFE stellte uns im Lau-
fe der Nacht aus Mitleid kurzzeitig ihre
Wagen zur Verfügung. So bestand für je-

den Kollegen 15 Minuten lang die Gele-
genheit, kurz die Füße zu entlasten. Erst
gegen 4.30 Uhr trafen unsere eigenen
Bullis ein. Nun konnten wir im Wechsel
zwei Stunden schlafen. Währenddessen

LANDESJOURNALBremen
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Nachdem Innensenator Ulrich
Mäurer bereits im August Gast
beim Sommerfest der GdP in Bre-
merhaven war und sogar die Sieger-
ehrung beim Fußballturnier vor-
nahm, folgte er am 24. November
einer erneuten Einladung der Kreis-
gruppe Bremerhaven.

Der Innensenator nahm an einer Sit-
zung des erweiterten Kreisgruppenvor-
stands teil, die zum Jahresabschluss in
„Fiedlers Aalkate“ stattfand. Bei der
Wahl des Sitzungsraumes war der Kreis-
gruppe ausdrücklich daran gelegen, dem
Innensenator ein Stück städtischer Iden-
tität Bremerhavens zu vermitteln. Das

ansprechende Ambiente trug dann auch
ganz maßgeblich zu einem konstruktiven
und lebhaften Austausch bei, in dessen
Verlauf der Innensenator sehr ausführ-
lich zu aktuellen Problemen innerhalb
der Polizei in Bremen und Bremerhaven
Stellung nahm.

Senator Mäurer bedauerte, dass es
noch keinen abschließenden Beschluss
über die Einstellungszahl von Polizei-
kommissaranwärtern im kommenden
Jahr gäbe. Die Finanzsenatorin habe bis-
her 60 Stellen zugesichert. Es bestände
die Gefahr, dass erst nach der Wahl die
endgültigen Beschlüsse getroffen wür-
den. Er sei sich allerdings der Unterstüt-
zung durch seine Partei sicher, was ihm
die Zuversicht verleihe, dass bereits vor-

her eine bestandssichernde Einstellungs-
zahl beschlossen würde. Eine Entschei-
dung nach der Wahl würde unserer Ab-
sicht, die besten Bewerber/-innen zu si-
chern, ganz erheblich zuwiderlaufen.

Weitere Themen waren die geplanten
Umstrukturierungen bei der Wasser-
schutzpolizei in Bremerhaven. Vor allem
mit Blick auf den Wahlkampf, der – wie
Senator Mäurer augenzwinkernd fest-
stellte – selbstverständlich bereits begon-
nen habe, legte die Kreisgruppe Wert auf
die Feststellung, dass Parteien, die die
Landespolizei verfolgen würden, nicht
mit einer Unterstützung der GdP in Bre-
merhaven rechnen könnten. Die Kreis-
gruppe lehne eine Landespolizei für Bre-
merhaven ab! Senator Mäurer schien in
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wurden die Gleise von einer Hundert-
schaft geräumt. Dies zog sich über vier
Stunden hin.

Nach 20 Stunden war die Gleisblocka-
de in Harlingen beendet und es ging für
uns total erschöpft, durchgefroren, ent-
kräftet und ausgehungert nach insgesamt
30 Stunden Einsatz in die Kaserne zu-
rück. Alle eingesetzten Fahrer hatten
ebenso 30 Stunden ohne Schlaf ver-
bracht. Ob uns nun fahrerisches Können
oder viel Glück ohne Unfall in der Kaser-
ne ankommen ließ, ist fragwürdig. Eine
kurze Pause von ca. acht Stunden ermög-
lichte den Beamten, zu neuen Kräften zu
kommen.

Keiner wusste, was sich die Atom-
kraftgegner noch einfallen lassen wür-

den, um den Trans-
port zu stoppen.
Am Sonntagabend
erreichten die Bre-
mer Kräfte den
(Einsatz-)Ort Ka-
cherien, der sich auf
der Nordstrecke be-
findet. Wir sollten
hier das Einsickern
von Fahrzeugen
verhindern, die die
Strecke erneut hät-
ten blockieren kön-
nen. Die langen

Einsatzzeiten ließen trotz Ruhephase die
Grenzen zwischen Tag und Nacht ver-
schwimmen. Das Zeitgefühl ging kom-
plett verloren. Erschöpfung machte sich
breit. Dennoch verlief die Nacht ohne
weitere Zwischenfälle. Nach 92 Stunden
rollten die elf Castorbehälter im Zwi-
schenlager Gorleben ein. Endlich!

Höchste Einsatzbelastung
aller Zeiten

Rückblickend war die Einsatzbelas-
tung gefühlt noch nie so hoch wie beim
Castor 2010. Erfahrenere Kollegen be-
richteten, dass sie schon viel erlebt und
gesehen hätten, dieser Castortransport
aber alles „toppen“ würde, was sie bis
jetzt an Einsätzen mitgemacht hätten.

Zitate: „Das lange Stehen in der Kälte
und dazu die schwere Körperschutzaus-
stattung macht einen echt fertig.“

„So lange Zeit in der Kälte ohne die
Fahrzeuge und ohne Versorgung, das gab
es noch nicht.“

Die unermessliche Kreativität (mani-
pulierte LKW, Schafsherden und Samba-
rhythmen) und Ausdauer der Atomgeg-
ner ließen alle eingesetzten Polizisten
und Polizistinnen an ihre Grenzen sto-
ßen.

Ein weiterer Castoreinsatz unter die-
sen Bedingungen ist absolut nicht hin-
nehmbar. Die Junge Gruppe wird sich für
kürzere Einsatzzeiten, längere Ruhezei-
ten, bessere Einsatzausstattung (z. B. ei-
ne leichtere Körperschutzausstattung)
und eine sichere und angemessene Ver-
sorgung und Entsorgung im Einsatzraum
einsetzen. Eine gute Zusammenarbeit
mit der BePo-Führung wurde uns garan-
tiert und zeigt, dass diese auch an Verbes-
serungen interessiert ist.

Die menschlichen Grundbedürfnisse
müssen trotz aller Widrigkeiten oberste
Priorität haben, denn wie auch Kai Ditzel
sagt: „Es kann nicht sein, dass Demons-
tranten besser versorgt werden als wir.“

So bleibt abschließend zu sagen, dass
der Grundsatz, auf das Beste zu hoffen
und auf das Schlimmste vorbereitet zu
sein, nicht immer ausreichend ist, wenn
im Einsatz etwas noch Schlimmeres ein-
tritt! Georg Heinrich

Fortsetzung von Seite 5

Der Einladung gefolgt …
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Die geographische Lage Bre-
mens inmitten des Bundeslandes
Niedersachsen ist hinreichend be-
kannt. Die Eingemeindung wird oft
diskutiert und schließlich wohnen
auch nicht wenige KollegInnen im
Speckgürtel rund um Bremen. Aber
noch ist jedes Bundesland eigen-
ständig und so kommt es manch-
mal zu Versäumnissen, die schließ-
lich zu Nachteilen von KollegInnen
führen und offenbar nicht so ein-
fach zu regeln sind.

Worum geht es genau? Die Amtslei-
tung fördert, unterstützt und wünscht die
Beteiligung der KollegInnen u. a. bei po-
litischen, gewerkschaftlichen, kirchlichen
und natürlich auch sportlichen Veranstal-
tungen. Es werden viele neue Kontakte
geknüpft, ein Netzwerk zum Nutzen aller
aufgebaut und der ausgebildete Übungs-
leiter oder ehrenamtliche Betreuer für
Jugendgruppen z. B. in einem Sportver-
ein stellt eine positive Bereicherung nicht
nur für die Polizei Bremen dar.

Damit die KollegInnen überhaupt an
den regelmäßigen Terminen für Training
und Lizenzerwerb teilnehmen können,
gibt es die Möglichkeit, für derartige Ver-
anstaltungen Bildungsurlaub zu beantra-
gen. Die Bedingungen sind eindeutig in
den § 7 Sonderurlaubsverordnung Bund,
§§ 22 ff Bremische UrlaubsVO und § 27
Bremisches Bildungsurlaubsgesetz gere-
gelt. Die KollegInnen haben somit einen
gesetzlichen Anspruch. Doch wie so oft
im Leben kommt es auf das Kleinge-
druckte an, dort steckt der kleine aber
feine Unterschied. Mit dem Gesetz zur
Änderung des Bremischen Bildungsur-
laubsgesetzes vom 23. März 2010 und den
Ausführungsbestimmungen kommt es
jetzt ganz genau darauf an, wer denn der
Träger einer derartigen Veranstaltung
ist. Es muss eine anerkannte Bildungs-
veranstaltung sein. Und ein niedersächsi-
scher Sportverein wird eben durch den
Landesportbund Niedersachsen geför-
dert und unterstützt. Damit steht jedem
Vereinsmitglied die Nutzung eines Lehr-
ganges etc. zu, und diese Weiterbildung
ist dann auch sonderurlaubsfähig nach
der niedersächsischen Urlaubsverord-

nung. Für dort teilnehmende Bremer
KollegInnen besteht diese Möglichkeit
nicht, denn für den Beamten aus Bremen
gilt die BremUrlVO, und danach muss
der Träger eben ein bremischer sein.

Also zunächst einmal genau hinschau-
en, wer denn Anbieter der Veranstaltung
ist, für die man Interesse zeigt. Mögli-
cherweise gibt es auch Vereinbarungen
zwischen dem Landesportbund/Träger/
Ausrichter usw., dass gerade diese Ver-
anstaltung von beiden und/oder mehre-
ren Ländern anerkannt ist. So erspart
man sich unangenehme Überraschungen
und Absagen, und die vielfach investierte
Freizeit, die etlichen eingebrachten Stun-
den können etwas gemildert werden. Par-
allel werden zurzeit weitere Gespräche
u. a. durch den GdP-Landesvorsitzenden
und im Gesamtpersonalrat geführt, um
die besondere Lage inmitten von Nieder-
sachsen zu berücksichtigen und für die
o. a. Fälle anzuerkennen. Andernfalls
wäre der in Bremen arbeitende Nieder-
sachse sonst tatsächlich bald reif für die
Insel.

Holger Witt
Fachgruppenvorsitzender
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dieser Frage nicht die Leidenschaft zu
entwickeln, den kommunalen Status der
Ortspolizeibehörde unbedingt in Frage
stellen zu wollen.

Ein wichtiger Punkt war natürlich auch
die Gehaltsstruktur des Polizeivollzugs-

dienstes. Der Polizeivollzugsdienst wird
im Verhältnis zum Rest des Öffentlichen
Dienstes im Land Bremen unterdurch-
schnittlich besoldet. Wenn wir weiterhin
Wert auf gutes Personal bei der Polizei le-
gen, muss sich das durch die Fortsetzung

der Strukturverbesserung ändern. Es wa-
ren vor allem die Vorstandsmitglieder
des Einsatzdienstes, die ihren Unmut
darüber zum Ausdruck brachten, dass
Gewalt gegen Polizeibeamte, sei es ver-
baler oder körperlicher Art, ihrer Wahr-
nehmung nicht konsequent genug von
der Justiz verfolgt und verurteilt werden.
Die Kolleginnen und Kollegen stießen
damit bei Senator Mäurer auf offene Oh-
ren. Der Innensenator gab seiner Hoff-
nung Ausdruck, dass die Zwischenergeb-
nisse der zu diesem Zeitpunkt gerade ver-
öffentlichten KfN-Studie die öffentliche
Diskussion fördern würden, was dann ja
auch geschehen ist.

Die Gesprächsrunde war von großer
Offenheit geprägt. Senator Mäurer
machte deutlich, dass er größten Wert auf
den Dialog mit der Gewerkschaft der Po-
lizei legt. Gemeinsam wurde daher be-
schlossen, die Gespräche in diesem Kreis
regelmäßig fortzusetzen.

Wenke Schmidt

Reif für die Insel: Seminare und Urlaub

Kreisgruppe Bremerhaven trifft sich mit dem Senator für Inneres Ulrich Mäurer.
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Mit dem Wunsch auf ein gu-
tes neues Jahr bei bleiben-
der, guter Gesundheit für

alle Senioren wollen wir gleich wie-
der mit einigen interessanten The-
menbereichen durchstarten.

1. Zur ersten Sitzung im neuen Jahr,
am Dienstag, dem 11. Januar, wird ein
Energieexperte über heizungstechnische,
gesetzliche Neuerungen auf den Sekto-
ren, Heizöl, Gas, Festbrennstoffe sowie
zulässige Emissionen rund um diesen
Themenkomplex referieren und Rede
und Antwort stehen.

2. Zur zweiten Sitzung am Dienstag,
dem 8. Februar, referiert der Bremerha-
vener Kripo-Kollege Olaf Theuring über
vorbeugenden Einbruchsschutz und wie
schützt man sich vor Trickdieben.

Da es sich um äußerst interessante
Themenkomplexe handelt, wird eine gro-
ße Resonanz erwartet. Es ist rechtzeitiges
Erscheinen angesagt, die Räumlichkeit
im Vereinsheim der Kleingärtner Am
Reuterhamm verfügt nur über eine be-
grenzte Platzkapazität.

Unsere traditionelle Kohltour der
GdP ist geplant und gebucht für Freitag,
den 11. Februar, Abmarsch 11.45 Uhr
vom Loschen Leuchtturm.

Nähere Einzelheiten dazu und Anmel-
dungen auf den vorherigen Sitzungen
oder bei Wolfgang Stanger, Tel. 04 71/
8 76 54.

Ferner ist geplant, für dieses Jahr eine
Teilnahme an einer Sitzung der Bremi-
schen Bürgerschaft, ein Besuch der Scho-
koladenmanufaktur sowie die Besichti-
gung einer Bremerhavener Großbäcke-
rei. Für Mitte Juni als Vormerkung wie-
der die schon zur Tradition gewordene

Dampferfahrt nach Bremen mit Nach-
programm.

Weitere Aktivitäten befinden sich
noch in der Rohfassung und werden
rechtzeitig bekanntgegeben.

Ich freue mich jetzt schon darauf, die
Senioren in der GdP auf unseren Sitzun-
gen in 2011 begrüßen zu dürfen und hof-
fe, dass auch Jung-Pensionäre den Weg
zu uns finden.

Wolfgang Stanger

Termine für die Senioren Bremerhaven
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Bremen
Donnerstag, 13. Januar 2011, 15.30

Uhr, Grollander Krug, an diesem Ter-
min wird unser Landesvorsitzender,
Kollege Horst Göbel, teilnehmen.

Bremerhaven
Dienstag, 11. Januar 2011, 16.00

Uhr, Vereinsheim der Kleingärtner,
Reuterhamm.

Wir bitten um zahlreiche Teilnah-
me.

Wolfgang Karzenburg

Hinweise für die Senioren in Bre-
men und Bremerhaven:

Das GdP-Phone 2 jetzt auch im Lan-
desbezirk Bremen erhältlich!

Kolleginnen und Kollegen, die im
Januar in Bremen und Bremerhaven
am Treffen der Senioren teilnehmen,
erhalten hier ihre persönlichen Bestell-
unterlagen für das GdP-Phone ausge-
händigt. Kolleginnen und Kollegen,
die am Treffen im Januar nicht teilneh-
men können, werden gebeten, ihre
persönlichen Unterlagen in der GdP-
Geschäftsstelle in Bremen (ab 17. Ja-
nuar 2011) und in der GdP-Geschäfts-
stelle in Bremerhaven (ab 12. Januar
2011), hier nur am Mittwoch, 10.00 bis
15.00 Uhr, abzuholen.

Weitere Informationen zum GdP-
Phone 2 im Landesjournal unserer Zei-
tung.

Wo.Ka.

Termine Januar 2011

Lfd.-Nr. Zeit Thema Zielgruppe Ort Träger/
VA-Nr.

Referentin/
Referent

1 06.04.-08.04.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Frauengruppe Tossens 180.101 Sigrid Holschen
2 11.04.-13.04.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Wassersch. u. Verkehr Tossens 180.102 Dierk Stahl
3 02.05.-04.05.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Kriminalpolizei Tossens 180.103 Lüder Fasche
4 11.05.-13.05.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Junge Gruppe Ankelohe 180.104 Tim Gelineck
5 18.05.-20.05.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Schutzpolizei Tossens 180.105 Holger Witt
6 23.05.-25.05.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Senioren Tossens 50.360 Wolfgang Karzenburg
7 12.09.-14.09.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Zentrale Dienste Tossens 50.361 Jörg Kempers
8 26.09.-28.09.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Bepo Tossens 50.363 Manfred Waldeck
9 28.09.-30.09.2011 Die Gewerkschaft in der Gesellschaft Stadtamt B.-Bederkesa 50.362 Axel Lohmann

Seit 2010 wird von jedem Teilnehmer / jeder Teilnehmerin an Fachgruppen- bzw. Personengruppentagungen eine Verpflegungspauschlale in
Höhe von 15,-- € erhoben.

FACHGRUPPENSEMINARE

Seminar-Übersicht 2011


